
 

  

 

 

Antrag auf Einreichung einer Standesinitiative betreffend Massnahmen für eine 
Vollassoziierung der Schweiz am Forschungsprogramm Horizon Europe 

21.5516.01 
 

Die EU hat kommuniziert, dass 18 Drittstaaten ohne Abkommen am EU-Forschungsprogramm Horizon Europe 
teilnehmen können - nicht aber die Schweiz. Diese stossende Diskriminierung der Schweiz darf nicht 
hingenommen werden. Selbst die europäischen Forschungspartner haben in der Zwischenzeit reagiert: Rund 20 
europäische Forschungsorganisationen und -netzwerke fordern nach dem gescheiterten Rahmenabkommen die 
Teilnahme der Schweiz am EU-Forschungsprogramm Horizon Europe. 

Basel als einer der wichtigsten Forschungs-Standorte der Schweiz mit der Universität Basel, dem Swiss Tropical 
and Public Health Institut, dem ETH-Department of Biosystems Science and Engineering, der Fachhochschule 
Nordwestschweiz, dem Friedrich Miescher Institut pflegt seit langer Zeit intensive Zusammenarbeiten mit 
europäischen Hochschulen. Diese Forschungskooperationen sind für Basel vital. 

Der Ausschluss der Schweiz vom Forschungsprogramm Horizon verhindert Mobilität, Kooperation und 
Wissenstransfer und schliesst einerseits die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie die Studierenden 
vom europäischen Bildungsmarkt aus und schwächt andererseits die Anziehungskraft und Bedeutung der 
Schweizer Hochschulen und Forschungsinstitute. 

Der Regierungsrat wird beauftragt, im Namen des Kantons Basel-Stadt der Bundesversammlung, gestützt auf 
Art. 160 Abs. l der Bundesverfassung folgende Standesinitiative einzureichen: 

«Das Bundesparlament und der Bundesrat werden gebeten, die notwendigen Schritte zu unternehmen, damit die 
Schweiz weiterhin am EU-Forschungsprogramm Horizon Europe beteiligt sein kann.» 

Beat von Wartburg, Catherine Alioth 

 

 


